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V e r k ü n d e tam 28o Mai 1963
Kriogl, Juotizoberscki’etär
als Urkundsbeamter der
Geschäftsstelle

Ira N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

de^Kaufraanns Alexander von 
S t raGleB^_^- früher in B

Klägers, Berufungsklägers 
und Revisionsklägers,

- Prozoßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

g e g e n

die Chemische Fabrik K B P  GmbH in 
ihren Geschäftsführer Lieberecht in K straße^B,

vertreten durch Haupt-

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozcßbevollraächtigter: Rechtsanwalt Prof» Br

hat der VI„ Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündliche 
Verhandlung vom 30» April 1963 unter Mitwirkung des Senatspräsi 
denten Br» Engels und der Bundesrichter Dr«, Bode, Br. Hauß, 
Heinrich Meyer und Br«, Pfretzschner
für Rocht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 7» Zivil 
Senats dos Oberlandesgerichts in Köln vom 7» Mai 1962 wird 
zurückgowiesen.

Bie Kosten der Revision werden dem Kläger auf erlegt«,
Von Rechts wegen
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Tatbestands

3)ic Beklagte hatte im Jahre 1955 gegen den Kläger verschie­
dene Forderungen geltend gemachte Sie erwirkte in einem Scheck- 
prozeß ein Urteil gegen ihn über 7»500 DM nebst Zinsen (24 P 
109/55 des Landgerichts Köln). Wegen der von dem jetzigen Klä­
ger - damals Beklagten - zu erstattenden Kosten ergingen die 
Kostcnfostsotzungsbcschlüsse vom 7« Juni 1955 über 479544 DM, 
vom 7o Juli 1955 über 121,58 DM und vom 7» Oktober 1955 über 
weitere 121,06 DM» Ein Versuch der heutigen Beklagten, die Voll­
streckung aus dem ersten Kostenfestsetzungsbeschluß zu betrei­
ben, führte zu keinem Erfolg«

Im November 1955 schlossen die Parteien einen außergericht­
lichen Vergleich, wonach der heutige Kläger an die jetzige Be­
klagte 7»500 DM sowie 479?44 DM Gerichts- und Anwaltskosten zah­
len sollte« Sie verhandelten anschließend wegen der Zahlung 
weiterer Kosten, nach der Darstellung des Klägers mit dem Er­
gebnis, daß er sich verpflichtete, noch Kosten in Höhe von 
einigen Hundert Mark zu übernehmen. Am 10« November 1955 zahlte 
der Kläger an die Beklagte 7«979,44 EM«

Im September 1958 beantragte Rechtsanwalt Dr« NflH^ als 
damaliger Prozcßbevollmächtigter der jetzigen Beklagten beim 
Amtsgericht Bonn, wegen dos Kostenfestsetzungsbeschlusses vom 
7. Juli 1955 über 121,58 DM Termin zur Leistung des Offenba­
rungseideo durch den Kläger zu bestimmen. Ein Haftbefehl, der 
en 22. Oktober 1958 gegen den Kläger erging, wurde auf dessen 
sofortige Beschwerde wieder aufgehoben. Im Eidestermin vom 
50. Juli 1959 ließ der Kläger einen Verrechnungsscheck über 
160 DM mit der Erklärung vorlegen, daß der Scheck noch am glei-



- 3 -

chon Tage an die Beklagte übersandt werde, Das geschah auch«
In dem Begleitschreiben forderte Rechtsanwalt B | H P  im Auf­
träge des Klägers den Rechtsanwalt Dr» N p | ^ a u f  , ihm den 
Schuldtitcl zu übersenden«, Hierauf antwortete Rechtsanwalt 
Dr0 mit Schreiben vom 12« August 1959s» daß noch eine
Restforderung von 374>26 DH bestehe»

Auf eine Anfrage des Vollstreckungsrichters, ob das Of­
fenbarung o eidverfahren als erledigt angesehen werden könne, bat 
Rechtsanwalt Dr» mit Schreiben vom 30» Dezember 1959, den
Kläger unter dessen neuer Anschrift in Bad Ems zu laden» Hierauf 
forderte der Vollstrockungsrichter von Rechtsanwalt Dr» 
die Vollotreckungsunterlagen an und bat ihn mitzuteilen, in wel­
cher Höhe die Schuld noch bestehe» Rechtsanwalt Dr» HflH) über­
sandte mit Schreiben vom 19* Januar I960 "die Vollstreckungsun- 
tcrlagen"» Diese bestanden nach der Darstellung der Beklagten 
aus einem Vollstreckungsheft des Rechtsanwalts Dr» IliP, das 
u»a* die drei gegen den Kläger ergangenen Kostenfestsetzungsbe­
schlüsse enthielt» Unstreitig ist, daß der Kostonfestsetzungsbe- 
ochluß vom 7» Juni 1955 über 479,44 DM den dem Amtsgericht Bonn 
übersandten Vollstreckungsunterlagen beilag» In seinem Schrei­
ben erklärte Dr» Np | ^ 9 daß noch folgende Rückstände bestünden! 
Resthauptsumme 374,26 DM
Kosten eines Vollstreckungsauftrages vom
10» Sept» 1959 einschließlich Grerichtsvoll-
zioherkosten 13,81 DM
außerdem die Kosten "dieses Verfahrens"»

Im weiteren Verfahren, dessen Verlauf sich im einzelnen 
aus dem Berufungsurteil ergibt, erging am 14» Juli I960 Haft­
befehl gegen den Kläger» In diesem Haftbefehl heißt es: "Nach 
den vollstreckbaren Beschluß des Landgerichts Köln vom 15*6»1955
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(24 P 109/55) hat dor Gläubiger gegen den Schuldner einen An­
spruch auf 374926 DM Rest und 13*81 DM bisherige Vollstreckungs- 
koston". Bei dem Datum vom 15»6»1955 handelt es sich um den Tag* 
an dem der Beklagten die vollstreckbare Ausfertigung des Kosten- 
festsctzungobcschlusses vom 70601955 - 24 P 109/55 - über 
479944 DM erteilt worden war»

Hach einem Schriftwechsel der beiden Anwälte - wegen sei­
nes Inhalts wird auf den Tatbestand des Berufungsurteils ver­
wiesen - übersandte Rechtsanwalt Dr« SflBBlam 17o August I960 
in Aufträge des Klägers einen Verrechnungsscheck über 389*32 DM 
vorbehaltlich einer Nachprüfung, da der Kläger sich die Forde­
rung nicht erklären könne« Dr« sandte am 14» September
I960 den Kostenbeschluß vom 7« Juni 1955 über 479*44 DM an 
Rechtsanwalt Dr« Dieser beantragte unter dem 28« Oktober
I960 beim Amtsgericht Bonn, die Eintragung des Klägers im 
Schuldnerverzeichnis und den Erlaß des Haftbefehls zu löschen« 
Diese Löschung wurde am 1« Dezember I960 vom Gericht verfügt«

Mit der Klage verlangt der Kläger von der Beklagten 
lOoOOO DM Schadensersatz mit folgender Begründung: Er habe am 
Io August I960 mit der Firma Rhein-Main-Finanzierung Heinrich 

KG in F f l H f e ver6^ ar^  daß er und diese Firma 
ein Unternehmen mit hälftiger Gewinnbeteiligung und mit dem 
Ziel gründen wollten, einen Versicherungsdienst für die Kun­
den der Finanzierungsbank der Firma zu betreiben«
Er habe mit Wirkung vom 1« Januar 1961 als Geschäftsführer des 
neuen Unternehmens mit einem Monatsgehalt von 5 «000 DM ange­
stellt werden sollen« Nachdem der Firma bekannt ge­
worden sei, daß gegen ihn im Offenbarungseidverfahren Haftbe­
fehl ergangen sei, habe sie am 28« Oktober I960 den Vertrag ge-



kündigt mit der Begründung, eine Fortsetzung des Vertrages 
lasse sich, nachdem er im Schuldverzeichnis eingetragen sei, 
mit ihrem Status als Finanzierungsbank nicht mehr vereinba­
ren» Durch die Kündigung des Vertrages habe er bisher das Ge­
halt für die Monate Januar und Februar 1961 mit insgesamt 
IOoOOO DM verloren» Für diesen Schaden müsse die Beklagte aus 
dem Gesichtspunkt der positiven Forderungsverletzung und der 
unerlaubten Handlung einstehen» Ihr Prozeßbevollmächtigter, 
Rechtsanwalt Dr» N p ^ ^  habe den Haftbefehl vom 14» Juli I960 
grobfahrlässig und widerrechtlich erwirkt» Br habe nämlich das 
Offenbarungseidverfahren, in dessen Verlauf dieser Haftbefehl 
ergangen sei, zuletzt auf den Kostenfestsetzungsbeschluß vom 
7o Juni 1955 über 479,44 DM gestützt, obwohl dieser Titel schon 
am 10» November 1955 bezahlt worden sei» Das sei geschehen, 
obwohl Dr» N p | p  die Zahlung bekannt gewesen sei und obv/ohl 
der Kläger ihn wiederholt darauf hingewiesen habe, daß keine 
Forderung mehr bestehe» Für das Verschulden des Rechtsanwalts 
Dr» müsse die Beklagte nach § 831 BGB und, da er ihr Er­
füllungsgehilfe gewesen sei, auch nach § 278 BGB einstehen«

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten» Sie hat 
geltend gemacht: Das Offenbarungseidverfahren sei ordnungs­
gemäß gegen den Kläger betrieben worden» Dieser habe sich 
verpflichtet, alle entstandenen Kosten zu erstatten» Bei den 
Zahlungen, die der Kläger geleistet habe, sei nie bestimmt 
gewesen, worauf sie angerechnet werden sollten« Daher seien 
alle Zahlungen zuerst auf die nichttitulierten Kostenansprüchc 
und dann auf die Vollstreckungskosten verrechnet worden« So:, 
habe sich schließlich der dem Rechtsanwalt BflHP mitgeteilte 
Restbetrag ergeben, wegen dessen dann der Haftbefehl ergangen 
sei. Wenn der Kläger wegen dieser Zwangsvollstreckung in
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Schwierigkeiten geraten sei, so habe er sich das selbst zuzu- 
schreibeno Er habe sich ständig der Vollstreckung entzogen 
und seine Schulden nicht beglichen» Es sei seine Sache gewesen, 
gegen die angeblich ungerechtfertigte Vollstreckung vorzuge­
hen o Im übrigen habe sie sich in der Person des Hechtsanwalts 
Dr» eines zuverlässigen Anwalts bedient; sie könne da­
her schon aus diesem Grunde nicht aus unerlaubter Handlung in 
Anspruch genommen werden» Die Beklagte bestreitet auch, daß 
dem Kläger überhaupt ein Schaden entstanden und daß ein etwai­
ger Schaden auf die von Rechtsanwalt Dr» veranlaßten
Vollstrockungsmaßnahmen zurückzuführen ist»

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen» Die Berufung 
des Klägers ist erfolglos geblieben»

Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Klagebegehren 
weiter» Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen»

Entscheidungsgründe:

I. Soweit die Deliktsvorschriften als Anspruchsgrundlage 
in Betracht kommen, scheiden Ersatzansprüche des Klägers schon 
aus den Erwägungen aus, mit denen das Berufungsgericht sein 
Urteil hilfsweisc begründet hat» Da der Beklagten selbst keine 
unerlaubte Handlung zur Last zu legen ist, könnte sie inso­
weit für das Vorgehen ihres Prozeßbevollmächtigten nur nach 
§831 BGB zur Verantwortung gezogen werden (Urteil des BGH 
von 15»2»1957 - VI ZR 335/55 - in VersR 1957, 301)» Das muß 
aber daran scheitern, daß für Rechtsanwalt Dr» der Ent-



lastungsbev/eis des § 831 Abs» 1 Satz 2 BGB erbracht ist, Die 
Beklagte hat die Durchführung der Zwangsvollstreckung einem 
zugolassenen Hechtsanwalt übertragen, gegen dessen berufliche 
Eignung keine Bedenken Vorlagen, Daraus hat das Berufungsgericht 
mit Recht gefolgert, daß ihr keine Sorgfaltsverletzung bei der 
Auswahl ihres Verrichtungsgehilfon zur Last zu legen ist,

IIo Das Berufungsgericht hat sich nicht dazu geäußert, 
ob in einem solchen Palle Ersatzansprüche aus § 278 BGB mit 
der Begründung geltend gemacht werden können, der Rechtsanwalt 
habe bei der Vollstreckung aus dem Schuldtitel als Erfüllungs­
gehilfe seines Mandanten gehandelt und dabei schuldhaft Pflich­
ten aus einem Schuldverhältnis verletzt. Diese Präge kann auch 
in Revisionsrechtszug unerörtert bleiben, denn selbst unter 
diesem Gesichtspunkt kommt eine Ersatzpflicht der Beklagten 
in dom hier zu entscheidenden Palle zwar nicht aus den im 
Berufungsurteil angeführten Gründen, aber doch aus anderen Er­
wägungen nicht in Betracht,

1, Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, 
daß das Offenbarungseidverfahren insoweit sachlich nicht ge- 
rcchtfcrtigt war, als es auf den Kostenfestsetzungsbeschluß 
vom 7o Juni 1955 über 479,44 DM gestützt worden ist. Der Haft­
befehl gegen den Kläger ist auf Grund dieses Kostenfest so tzungs- 
beschlusses ergangen, obwohl die diesem Titel zugrunde liegen­
de Forderung schon durch Zahlung erloschen war. Der Kläger 
hat, nachdem die Parteien den Vergleich abgeschlossen hatten, 
am 10, November 1955 an die Beklagte 7*979*44 DM, also den 
Betrag gezahlt, der in.dem Vergleich in die Hauptsumme von 
7o500 DM und 479,44 DM Gerichts- und Anv/altskosten aufgeglie­
dert worden war. Dieser Betrag von 479,44 DM stimmt Ziffern-
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mäßig genau mit dem Kostenbetrag überein, den der jetzige 
Kläger nach dem Festsetzungsbeschluß vom 7» Juni 1955 zu er­
statten hatteo Daraus hat das Berufungsgericht mit Recht ge­
folgert, daß die Zahlung vom 103 November 1955 in Höhe von 
479?44 DM auf diesen Kostentitel zu verrechnen war» Da der 
Titel gerade auf diesen Betrag lautete, war für die Beklagte 
erkennbar, daß der Kläger mit seiner Zahlung seine Schuld aus 
diesem Kostontitel tilgen wollte» Diese Bestimmung war, auch 
wenn sie stillschweigend geschehen ist, nach § 366 Abs» 1 BGB 
für die Verrechnung maßgebend»

Das Berufungsgericht meint nun, ein Rechtsanwalt, der 
sich im Offenbarungseidverfahren eines Kostentitels bediene, 
dessen Forderung schon bezahlt ist, handele nicht rechtswi­
drig, weil die Zwangsvollstreckung durch das Fehlen des ma­
teriellen Anspruchs nicht unzulässig werde» Der Vollstreckungs­
anspruch habe nur den Vollstreckungstitel zur Voraussetzung, 
nicht aber den materiellen Anspruch, der durch die Zwangs­
vollstreckung verwirklicht werden solle» Der Schuldner habe 
nach der Zahlung dertitulierten Forderung zwar das Recht, 
mit Hilfe der Vollstreckungsgegenklage (§ 767 ZPO) die Ent­
ziehung des Vollstreckungsrechts zu verlangen» Bis dahin ge­
schehe die Zwangsvollstreckung aus dem Titel aber rechtmäßig» 
Dieser Schlußfolgerung vermag der Senat nicht beizutreten» 
Freilich ist das Offenbarungseidverfahren in einem solchen 
Falle nicht unzulässig, denn für den Rechtsbestand einer 
Vollstrcckungsmaßnahme ist es gleichgültig, ob der materielle 
Anspruch noch besteht» Daß eine Vollstreckung als staatliche 
Tätigkeit rechtmäßig ist, schließt aber nicht aus, daß das 
Vorgehen des Gläubigers in seinem Verhältnis zum Schuldner 
rechtswidrig sein kann» Die Handlung des Staates und die des
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Gläubigers liegen auf verschiedenen Ebenen» Es kommt daher 
auch im vorliegenden Palle nicht darauf an, ob die Vollstrec­
kung im staatlichen Bereich zulässig war. Maßgebend ist viel­
mehr, ob das Vorgehen des Gläubigers vom Standpunkt des Zi­
vilrechts aus zu billigen ist (im Ergebnis ebenso Stein- 
Jonas-SchÖnkc ZPO 17» Auflo § 767 ZPO Anm, VI und Vorbein» II 
2 vor § 704 ZPO) o Die Ersatzpflicht der Beklagten kann daher 
nicht mit den Erwägungen verneint werden, aus denen das Be­
rufungsgericht die Abweisung der Klage bestätigt hato

2o Sie entfällt aber aus anderen Gründen,

Betreibt ein Gläubiger, der einen oder wie die Beklagte 
sogar mehrere vollstreckbare Schuldtitel erwirkt hat, gegen 
seinen Schuldner die Zwangsvollstreckung, so ist bei der Prü­
fung, ob er bei der Verfolgung seiner Ansprüche gegen Treu und 
Glauben verstößt und die Pflichten eines Gläubigers verletzt, 
ein eigener Maßstab anzulegen und den Besonderheiten Rechnung 
zu tragen, die sich aus dom Verhältnis zwischen dem Gläubiger 
eines Vollstreckungstitcls und seinem Schuldner ergeben» Der 
Gläubiger bedient sich, soweit er die Zwangsvollstreckung be­
treibt oder Termin zur Leistung des Offenbarungseides bean­
tragt, eines gesetzlich geregelten Verfahrens, in dem das Ge­
richt zwischengoschaltet ist und dem Schuldner genau geregel­
te Verteidigungsmöglichkeiten eröffnet sind (vgl» BGHZ 36,
18), Macht der Gläubiger von diesen Möglichkeiten Gebrauch, 
die das Gesetz ihm Ginräumt, so ist an sein Verhalten kein 
zu strenger Maßotab anzulegen, denn es geht nicht an, daß 
jedes Versehen, das ihm oder seinem Prozoßbevollmächtigten 
dabei unterläuft, zu der Verpflichtung führt, dem Schuldner 
allen hieraus entstehenden Schaden zu ersetzen» Das ist viel-
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mehr nur gerechtfertigt, wenn er sein Recht in anstößiger 
Y/'cisc, also rücksichtslos oder mißbräuchlich verfolgt »

Daß Rechtsanwalt Dr» bei seinem Vorgehen gegen den
Kläger in dieser Weise seine Pflichten verletzt hat, dafür 
ist nichts dargetan<> Allerdings hat er in dem Offenbarungs­
eidverfahren, das er wogen der Forderung aus dem Kostenfest­
setzungsbeschluß vom 7o Juli 1955 in die Wege geleitet hatte, 
nach der Bezahlung dieses Betrages auch den schon erledigten 
ersten Kostenfestsetzungsbeschluß vorgelegt und so dazu bei­
getragen, daß auf Grund dieses Kostenfestsetzungsbeschlusses 
ein Haftbefehl gegen den Kläger erging* Dieses Verhalten darf 
aber nicht isoliert gesehen werden, sondern ist im Rahmen der 
gesamten Umstände zu werten, unter denen es zu diesem Verlauf 
gekommen ist» Dabei fällt vor allem ins Gewicht, daß Rechts­
anwalt Dr» jedenfalls auf Grund des dritten Kostenfest-
cctzungsbeschlusses, der unstreitig noch nicht bezahlt war, 
berechtigt war, das Offenbarnngseidsverfahren gegen den Kläger 
weiter zu betreiben und, falls dieser nicht erschien, Erlaß 
des Haftbefehls zu beantragen» Wenn er unter diesen Umständen 
auf die Aufforderung des Gerichts, die Vollstreckungsunterla- 
gon vorzulegen und die Höhe der Schuld anzugeben, auch den 
schon bezahlten ersten Kostenfostsetzungsbeschluß eingereicht 
hat, so ist dem kein entscheidendes Gewicht beizumessen» Auch 
die Tatsache, daß die angegebene Restforderung zum Teil um­
strittene und nichttitulierte Ansprüche umfaßte, kann nicht 
auoreiohen, um seinem Vorgehen den Charakter des Anstößigen 
zu geben» Es kommt hinzu, daß die Höhe der Kostenrestschuld, 
solange keine Zahlung erfolgte, für den Ablauf des Offenbarungs­
eidsverfahrens ohne Bedeutung war»



Unerheblich ist das Vorbringen des Klägers, daß er, wenn 
die Beklagte das Offenbarungseidsverfahren gegen ihn erkenn­
bar auf Grund des Kostcnfestsetzungsbeschlusses vom 7. Oktober 
1955 betrieben hätte, diesen Titel rechtzeitig durch Zahlung 
klar erledigt haben würde» Denn der Kläger mußte wissen, daß 
die Forderung aus diesem ihm zugestellten Kostentitel noch 
offenstand und die Beklagte mithin im Vollstreckungswege gegen 
ihn Vorgehen konnte«. Erst die Zahlung auch dieser titulier­
ten Kostenschuld hätte dem Vorgehen der Beklagten den materiel­
len Rechtsboden entzogene

III„ Da die Klage hiernach jedenfalls im Ergebnis zu. 
Rocht abgev/iosen worden ist, war die Revision des Klägers nach 
§ 563 ZPO als unbegründet zurückzuweisen0

Die Kosten seines erfolglosen Rechtsmittels hat nach 
§ 97 ZPO der Kläger zu tragen«,

Engels

Meyer

Dr» Bode Bundesrichter Dr» Kau3
ist beurlaubt» Engels

Dr» Pfretzschner j
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